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4 5 2 . Kundmachung: Wiederverlautbarung des Unterhaltsschutzgesetzes 1960

450. Kundmachung des Bundeskanzlers und
des Bundesministers für Justiz vom 22. Okto-
ber 1985, mit der das Lohnpfändungsgesetz

wiederverlautbart wird

Artikel I

Auf Grund des Art. 49 a B-VG wird in der
Anlage das Lohnpfändungsgesetz, BGBl.
Nr. 51/1955, wiederverlautbart.

Artikel II

Bei der Wiederverlautbarung werden die Ände-
rungen und Ergänzungen berücksichtigt, die sich
aus folgenden Rechtsvorschriften ergeben:

1. Bundesgesetz vom 21. April 1961, BGBl.
Nr. 118, mit dem das Lohnpfändungsgesetz
geändert wird;

2. Bundesgesetz vom 8. Juni 1966, BGBl. Nr. 96,
mit dem das Lohnpfändungsgesetz neuerlich
geändert wird;

3. Bundesgesetz vom 30. Oktober 1970, BGBl.
Nr. 342, über die Neuordnung der Rechtsstel-
lung des unehelichen Kindes, Art. VI;

4. Bundesgesetz vom 3. März 1971, BGBl.
Nr. 111, mit dem das Lohnpfändungsgesetz
neuerlich geändert wird;

5. Bundesgesetz vom 8. November 1973, BGBl.
Nr. 575, mit dem das Lohnpfändungsgesetz
geändert wird;

6. Bundesgesetz vom 14. Dezember 1973, BGBl.
Nr. 659, mit dem das Lohnpfändungsgesetz
geändert wird;

7. Wertgrenzennovelle 1976, BGBl. Nr. 91,
Art. XXIX;

8. Lohnpfändungsgesetz-Novelle 1980, BGBl.
Nr. 141;

9. Lohnpfändungsgesetz-Novelle 1983, BGBl.
Nr. 664.

Artikel III

(1) Im § 12 Abs. 1 wird der Ausdruck „Mit dem
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes" durch „Mit
Ablauf des 30. März 1955", im Abs. 2 werden die
Ausdrücke „ihre bisherige Fassung" bzw. „bleiben

aufgehoben" durch „am 31. März 1955 ihre bis
dahin geltende Fassung" bzw. „bleiben am
31. März 1955 aufgehoben" ersetzt.

(2) Die Überschrift vor § 13 wird auf „Vollzie-
hungsklausel" richtiggestellt.

(3) § 13 wird im Hinblick auf Art. III des Bun-
desgesetzes BGBl. Nr. 664/1983 richtiggestellt.

Artikel IV

(1) Die Schreibweise von Überschriften und
Zitaten wird der heute üblichen Schreibweise ange-
paßt.

(2) Der überholte Gebrauch des Dativ-„e" wird
dem heute üblichen Gebrauch angepaßt.

(3) In folgenden Bestimmungen werden verschie-
dene weitere überholte terminologische Wendun-
gen und sonstige Unstimmigkeiten richtiggestellt:

§ 3 Einleitung, § 6 Abs. 1, § 7 Z 5, §§ 8, 10 Abs. 2,
11 Abs. 1 und 11 a sowie 12 Abs. 2, 4 und 5.

Artikel V

Das Lohnpfändungsgesetz wird mit dem Titel
„Bundesgesetz über den Pfändungsschutz für
Arbeitseinkommen (Lohnpfändungsgesetz 1985 —
LPfG)" wiederverlautbart.

Sinowatz Ofner

Anlage

Bundesgesetz über den Pfändungsschutz für
Arbeitseinkommen (Lohnpfändungsgesetz

1985 — LPfG)

Arbeitseinkommen

§ 1. (1) Arbeitseinkommen, das in Geld zahlbar
ist, kann nur nach Maßgabe dieses Bundesgesetzes
gepfändet werden.

(2) Arbeitseinkommen im Sinne dieses Bundesge-
setzes sind das Diensteinkommen und die Ruhe-
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und Versorgungsgenüsse der Beamten, Lohn und
Gehalt aus Arbeits- oder Dienstverhältnissen, Ent-
gelt für Heimarbeit, Ruhegelder und ähnliche nach
dem einstweiligen oder dauernden Ausscheiden aus
dem Dienst- oder Arbeitsverhältnis gewährte fort-
laufende Einkünfte, ferner Hinterbliebenenbezüge
sowie sonstige Vergütungen für Dienstleistungen
aller Art, die die Erwerbstätigkeit des Verpflichte-
ten vollständig oder zu einem wesentlichen Teil in
Anspruch nehmen.

(3) Die Pfändung des in Geld zahlbaren Arbeits-
einkommens erfaßt alle Vergütungen, die dem Ver-
pflichteten aus der Arbeits- oder Dienstleistung
zustehen, ohne Rücksicht auf ihre Benennung oder
Berechnungsart.

Dem Arbeitseinkommen gleichgestellte Bezüge

§ 2. Die in diesem Bundesgesetz für das Arbeits-
einkommen erlassenen Vorschriften gelten auch für
die folgenden Bezüge, soweit sie in Geld zahlbar
sind:

1. Bezüge, die ein Dienstnehmer zum Ausgleich
für Wettbewerbsbeschränkungen für die Zeit
nach Beendigung seines Dienstverhältnisses
beanspruchen kann;

2. Renten, die auf Grund von Versicherungsver-
trägen gewährt werden, wenn diese Verträge
zur Versorgung des Versicherungsnehmers
oder seiner unterhaltsberechtigten Angehöri-
gen eingegangen sind;

3. außerordentliche Zuwendungen, Zulagen,
Versorgungsgenüsse und sonstige nicht auf
Rechtsansprüchen beruhende Bezüge.

Unpfändbare Bezüge

§ 3. Unpfändbar sind, vorbehaltlich der nach
anderen Rechtsvorschriften der Exekution entzoge-
nen Arbeitseinkommen, Teilen hievon, Beihilfen
oder Entschädigungen,

1. zur Hälfte das für die Leistung von Überstun-
den gezahlte Entgelt;

2. die für die Dauer eines Urlaubs über das
Arbeitseinkommen hinaus gewährten Bezüge,
Zuwendungen aus Anlaß eines besonderen
Betriebsereignisses oder für langjährige
Dienstleistungen, soweit alle diese Beträge
den Rahmen des Üblichen nicht übersteigen;

3. Aufwandsentschädigungen, Zulagen für aus-
wärtige Beschäftigung, das Entgelt für
Arbeitsmaterial, das vom Arbeit(Dienst)neh-
mer selbst beigestellt wird, Schmutz-,
Erschwernis- und Gefahrenzulagen, soweit
alle diese Beträge durch Gesetz, Kollektivver-
trag, Satzung, Mindestlohntarif, Betriebsver-
einbarung, Arbeits- oder Dienstordnung fest-
gesetzt sind oder den Rahmen des Üblichen
nicht übersteigen;

4. Weihnachtszuwendungen bis zum Betrag der
Hälfte des monatlichen Arbeitseinkommens,
höchstens aber bis zum Betrag von 3 300 S;
(BGBl. Nr. 664/1983, Art. I Z 1)

5. Heirats- und Geburtsbeihilfen, sofern die
Exekution wegen anderer als der aus Anlaß
der Heirat oder der Geburt entstandenen
Ansprüche betrieben wird;

6. Erziehungsgelder, Studienbeihilfen und ähnli-
che Bezüge;

7. Beihilfen, die zur Abdeckung des Mehrauf-
wandes wegen körperlicher oder geistiger
Behinderung, Hilflosigkeit oder Pflegebedürf-
tigkeit gewährt werden;

8. Sterbebezüge.

(BGBl. Nr. 575/1973, Art. I Zl; BGBl.
Nr. 141/1980, Art. I Z 1)

Bedingt pfändbare Bezüge

§ 4. (1) Unpfändbar sind ferner:
1. Renten, die wegen einer Verletzung des Kör-

pers oder der Gesundheit zu entrichten sind;
2. Unterhaltsrenten, die auf gesetzlicher Vor-

schrift beruhen, sowie die wegen Entziehung
einer solchen Forderung zu entrichtenden
Renten;

3. fortlaufende Einkünfte, die der Verpflichtete
aus Stiftungen oder sonst auf Grund der Für-
sorge und Freigebigkeit eines Dritten oder auf
Grund eines Ausgedingsvertrages bezieht;

4. fortlaufende Bezüge aus Witwen-, Waisen-,
Sterbe-, Hilfs- und Krankenkassen, die aus-
schließlich oder zu einem wesentlichen Teil
zu Unterstützungszwecken gewährt werden.

(2) Diese Bezüge können nach den für Arbeits-
einkommen geltenden Vorschriften gepfändet wer-
den, wenn nach den Umständen des Falles, insbe-
sondere nach der Art der vollstreckbaren Forde-
rung und der Höhe der Bezüge, die Pfändung der
Billigkeit entspricht. (BGBl. Nr. 141/1980, Art. I
Z 2)

(3) Das Gericht, bei dem die Bewilligung der
Exekution beantragt wurde, soll vor seiner Ent-
scheidung die Beteiligten hören.

Pfändungsschutz für Arbeitseinkommen

§ 5. (1) Arbeitseinkommen unterliegen nicht der
Pfändung

1. bei Auszahlung für Monate oder Bruchteile
von Monaten in Höhe von 3 300 S monatlich,

2. bei Auszahlung für Wochen in Höhe von
770 S wöchentlich,

3. bei Auszahlung für Tage in Höhe von 123 S
täglich.

(BGBl. Nr. 664/1983, Art. I Z 2)

(2) Gewährt der Verpflichtete seinem Ehegatten,
seinem früheren Ehegatten, einem ehelichen oder
unehelichen Kind oder einem sonstigen Verwand-
ten den Unterhalt, so erhöht sich der unpfändbare
Betrag für jede Person, der Unterhalt gewährt
wird, um 990 S monatlich (235 S wöchentlich, 37 S
täglich). (BGBl. Nr. 664/1983, Art. I Z 2)
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(3) Übersteigt das Arbeitseinkommen den nach
den Abs. 1 und 2 unpfändbaren Teil, so erhöht sich
dieser um drei Zehntel und für jede der im Abs. 2
genannten Personen, der der Verpflichtete den
Unterhalt gewährt, um ein weiteres Zehntel des
Mehrbetrages. Der Pfändung unterliegen aber
jedenfalls zwei Zehntel des Mehrbetrages. (BGBl.
Nr. 659/1973, Art. I)

(BGBl. Nr. 118/1961, Art. I Z 2)

Unterhaltsansprüche

§ 6. (1) Wegen der Unterhaltsansprüche, die
einem Ehegatten, einem früheren Ehegatten, einem
ehelichen oder unehelichen Kind oder einem son-
stigen Verwandten kraft Gesetzes zustehen, sind
das Arbeitseinkommen und die im § 3 Z 1, 2 und 4
genannten Bezüge ohne die im § 5 bezeichneten
Beschränkungen pfändbar. Dem Verpflichteten ist
jedoch so viel zu belassen, als er für seinen notwen-
digen Unterhalt und zur Erfüllung seiner laufenden
gesetzlichen Unterhaltspflichten gegenüber den
dem betreibenden Gläubiger vorgehenden Berech-
tigten oder zur gleichmäßigen Befriedigung der
dem betreibenden Gläubiger gleichstehenden
Berechtigten bedarf; von den im § 3 Z 1, 2 und 4
genannten Bezügen hat ihm mindestens die Hälfte
des nach § 3 unpfändbaren Betrages zu verbleiben.
Der dem Verpflichteten hiernach verbleibende Teil
seines Arbeitseinkommens darf den Betrag nicht
übersteigen, der ihm nach § 5 gegenüber nicht
bevorrechteten betreibenden Gläubigern zu verblei-
ben hätte. Für die Pfändung wegen der Rück-
stände, die länger als ein Jahr vor dem Antrag auf
Bewilligung der Exekution fällig geworden sind,
gilt dieser Absatz insoweit nicht, als nach Lage der
Verhältnisse nicht anzunehmen ist, daß der Ver-
pflichtete sich seiner Zahlungspflicht absichtlich
entzogen hat. (BGBl. Nr. 342/1970, Art. VI Z l)

(2) Mehrere nach Abs. 1 Berechtigte sind mit
ihren Ansprüchen in folgender Reihenfolge zu
berücksichtigen, wobei mehrere gleich nahe
Berechtigte untereinander gleichen Rang haben:

a) der Ehegatte, der frühere Ehegatte und die
minderjährigen unverheirateten ehelichen
oder unehelichen Kinder; das Verhältnis der
minderjährigen unverheirateten Kinder und
des Ehegatten zu einem früheren Ehegatten
bestimmt das Exekutionsgericht nach billi-
gem Ermessen;

b) die übrigen Abkömmlinge;
c) die Verwandten in aufsteigender Linie, wobei

die näheren Grade den entfernteren vorge-
hen.

(BGBl. Nr. 342/1970, Art. VI Z 2)

(3) Bei der Exekution wegen der im Abs. 1
bezeichneten Ansprüche sowie wegen der aus
Anlaß einer Verletzung des Körpers oder der
Gesundheit zu zahlenden Renten kann zugleich
mit der Pfändung wegen fälliger Ansprüche auch

künftig fällig werdendes Arbeitseinkommen wegen
der dann jeweils fällig werdenden Ansprüche ge-
pfändet und überwiesen werden.

Berechnung des pfändbaren Arbeitseinkommens

§ 7. Für die Berechnung des pfändbaren Arbeits-
einkommens gilt folgendes:

1. Nicht mitzurechnen sind
a) die nach § 3 der Pfändung entzogenen

Bezüge,
b) Beträge, die unmittelbar auf Grund steuer-

rechtlicher oder sozialrechtlicher Vor-
schriften zur Erfüllung gesetzlicher Ver-
pflichtungen des Verpflichteten abzufüh-
ren sind,

c) Beiträge, die der Verpflichtete an seine
gesetzliche Interessenvertretung zu ent-
richten hat,

d) Beiträge, die der Verpflichtete an ein
Unternehmen der privaten Krankenversi-
cherung leistet, soweit sie den Rahmen des
Üblichen nicht übersteigen.

2. Mehrere Arbeitseinkommen sind zusammen-
zurechnen. Der unpfändbare Grundbetrag ist
in erster Linie dem Arbeitseinkommen zu ent-
nehmen, das die wesentliche Grundlage der
Lebenshaltung des Verpflichteten bildet. Das
Gericht, bei dem die Bewilligung der Exeku-
tion beantragt wurde, und nach Beginn des
Exekutionsvollzuges das Exekutionsgericht,
hat auf Antrag eines Beteiligten zu bestim-
men, mit welchem Betrag der der Pfändung
unterliegende Teil auf die einzelnen Arbeits-
einkommen aufzuteilen ist.

3. Erhält der Verpflichtete neben seinem in Geld
zahlbaren Einkommen auch Naturalleistun-
gen, so sind Geld- und Naturalleistungen
zusammenzurechnen. In diesem Fall ist der in
Geld zahlbare Betrag insoweit pfändbar, als
der nach § 5 unpfändbare Teil des Gesamtein-
kommens durch den Wert der dem Verpflich-
teten verbleibenden Naturalleistungen ge-
deckt ist.

4. Das der Pfändung unterliegende Arbeitsein-
kommen des Verpflichteten ist für die Berech-
nung des pfändbaren Teiles bei Auszahlung
für Monate auf einen durch 10 S, bei Auszah-
lung für Wochen auf einen durch 5 S und bei-
Auszahlung für Tage auf einen durch 1 S teil-
baren Betrag nach unten abzurunden. (BGBl.
Nr. 141/1980, Art. I Z 4)

5. Trifft eine Pfändung, eine Abtretung oder
eine sonstige Verfügung wegen eines der im
§ 6 bezeichneten Ansprüche mit einer Pfän-
dung wegen eines sonstigen Anspruches
zusammen, so sind auf die Unterhaltsansprü-
che zunächst die gemäß § 6 der Pfändung in
erweitertem Umfang unterliegenden Teile des
Arbeitseinkommens zu verrechnen. Die Ver-
rechnung nimmt auf Antrag eines Beteiligten
das Exekutionsgericht vor. Der Drittschuld-

331



3498 199. Stück — Ausgegeben am 6. November 1985 — Nr. 450

ner kann, solange ihm eine Entscheidung des
Exekutionsgerichtes nicht zugestellt ist, nach
dem Inhalt der ihm bekannten Exekutionsbe-
willigungen, Abtretungen und sonstigen Ver-
fügungen mit befreiender Wirkung leisten.

Pfändungsschutz in Ausnahmefällen

§ 8. Das Exekutionsgericht kann dem Verpflich-
teten auf Antrag von dem nach den §§ 5 und 6
pfändbaren Teil seines Arbeitseinkommens aus-
nahmsweise einen Teil belassen, wenn dies mit
Rücksicht

a) auf besondere Bedürfnisse des Verpflichteten
aus persönlichen oder beruflichen Gründen
oder

b) auf besonders umfangreiche gesetzliche
Unterhaltspflichten des Verpflichteten

geboten ist und überwiegende Interessen des betrei-
benden Gläubigers nicht entgegenstehen.

Änderung der Unpfändbarkeitsvoraussetzungen

§ 9. Ändern sich die Voraussetzungen für die
Bemessung des unpfändbaren Teiles des Arbeitsein-
kommens, so hat das Exekutionsgericht auf Antrag
des Verpflichteten oder des betreibenden Gläubi-
gers die Exekutionsbewilligung entsprechend zu
ändern. Antragsberechtigt ist auch ein Dritter, dem
der Verpflichtete kraft Gesetzes Unterhalt zu
gewähren hat. Der Drittschuldner kann nach dem
Inhalt der früheren Exekutionsbewilligung mit
befreiender Wirkung leisten, bis ihm der Ände-
rungsbeschluß zugestellt wird.

Mittelbares Arbeitseinkommen

§ 10. (1) Hat sich der Empfänger der vom Ver-
pflichteten geleisteten Arbeiten oder Dienste ver-
pflichtet, Leistungen an einen Dritten zu bewirken,
die nach Lage der Verhältnisse ganz oder teilweise
eine Vergütung für die Leistung des Verpflichteten
darstellen, so kann der Anspruch des Drittberech-
tigten insoweit auf Grund des Exekutionstitels
gegen den Verpflichteten gepfändet werden, wie
wenn der Anspruch dem Verpflichteten zustehen
würde. Die Pfändung des Vergütungsanspruches
des Verpflichteten umfaßt ohne weiteres den
Anspruch des Drittberechtigten. Die Exekutionsbe-
willigung ist dem Drittberechtigten ebenso wie dem
Verpflichteten zuzustellen.

(2) Leistet der Verpflichtete einem Dritten in
einem ständigen Verhältnis Arbeiten oder Dienste,
die nach Art und Umfang üblicherweise vergütet
werden, unentgeltlich oder gegen eine unverhält-
nismäßig geringe Vergütung, so. gilt im Verhältnis
des betreibenden Gläubigers zum Empfänger der
Arbeits- und Dienstleistungen eine angemessene
Vergütung als geschuldet. Bei der Prüfung, ob
diese Voraussetzungen vorliegen, sowie bei der
Bemessung der Vergütung ist auf alle Umstände
des Einzelfalles, insbesondere die Art der Arbeits-

oder Dienstleistung, die verwandtschaftlichen oder
sonstigen Beziehungen zwischen dem Ar-
beit(Dienst)geber und dem Arbeit(Dienst)nehmer
und die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des
Arbeit(Dienst)gebers, Rücksicht zu nehmen.

Sonderfälle

§ 11. (1) Ist eine nicht wiederkehrend zahlbare
Vergütung für persönlich geleistete Arbeiten oder
Dienste gepfändet, so hat das Exekutionsgericht
dem Verpflichteten auf seinen Antrag so viel zu
belassen, als er während eines angemessenen Zeit-
raumes für seinen notwendigen Unterhalt und den
seines Ehegatten, seines früheren Ehegatten, seiner
unterhaltsberechtigten Verwandten oder eines
unehelichen Kindes bedarf. Bei der Entscheidung
sind die wirtschaftlichen Verhältnisse des Ver-
pflichteten, insbesondere seine sonstigen Verdienst-
möglichkeiten, frei zu würdigen. Dem Verpflichte-
ten ist nicht mehr zu belassen, als ihm nach freier
Schätzung des Exekutionsgerichtes verbleiben
würde, wenn sein Arbeitseinkommen aus laufen-
dem Lohn oder Gehalt aus einem Ar-
beits(Dienst)verhältnis bestände. Der Antrag des
Verpflichteten ist insoweit abzuweisen, als überwie-
gende Interessen des betreibenden Gläubigers ent-
gegenstehen.

(2) Abs. 1 gilt entsprechend für Vergütungen, die
für die Gewährung von Wohngelegenheit oder die
sonstige Benützung einer Sache geschuldet werden,
wenn die Vergütung zu einem nicht unwesentli-
chen Teil als Entgelt für neben der Benützung der
Sache gewährte Dienstleistungen anzusehen ist.

Festsetzung von Zuschlägen

§ 11 a. Der Bundesminister für Justiz ist ermäch-
tigt, im Einvernehmen mit dem Hauptausschuß des
Nationalrates durch Verordnung zu den im § 3 Z 4
und im § 5 Abs. 1 und 2 angeführten Beträgen
einen Zuschlag festzusetzen, soweit dies notwendig
ist, um diese Beträge den geänderten wirtschaftli-
chen Verhältnissen anzupassen; dabei ist auf die
Entwicklung des vom Österreichischen Statisti-
schen Zentralamt verlautbarten Verbraucherpreis-
index 1976 und der Richtsätze für die Ausgleichs-
zulage nach dem ASVG Bedacht zu nehmen. Die
sich hiernach ergebenden Beträge sind in der Ver-
ordnung festzustellen; die Beträge sind auf volle
Schilling aufzurunden.

(BGBl. Nr. 664/1983, Art. I Z 3)

Übergangsbestimmungen

§ 12. (1) Mit Ablauf des 30. März 1955 verlieren
die Verordnung zur einheitlichen Regelung des
Pfändungsschutzes für Arbeitseinkommen (Lohn-
pfändungsV 1940) vom 30. Oktober 1940,
dRGBl. I S 1451, in der Fassung des Lohnpfän-
dungsanpassungsgesetzes, BGBl. Nr. 248/1947, des
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2. Lohnpfändungsanpassungsgesetzes, BGBl.
Nr. 247/1948, und des 3. Lohnpfändungsanpas-
sungsgesetzes, BGBl. Nr. 198/1951, sowie die
Bekanntmachung vom 2. Mai 1941, dRGBl. I
S 238, zu § 7 Nr. 1 der Lohnpfändungsverordnung
1940, soweit sie noch in Kraft steht, ihre Wirksam-
keit. Sonstige exekutionsrechtliche Vorschriften
werden nicht berührt.

(2) Die §§ 290, 291, 293 Abs. 1 und 4 EO behal-
ten am 31. März 1955 ihre bis dahin geltende Fas-
sung, jedoch tritt im § 290 EO an die Stelle des
Hinweises auf die Lohnpfändungsverordnung 1940
der Hinweis auf dieses Bundesgesetz; die §§ 289 a
bis 289 g, 292, 292 a, 330 und 372 EO bleiben am
31. März 1955 aufgehoben.

(3) Insoweit in anderen Vorschriften auf die
Bestimmungen der Lohnpfändungsverordnung
1940 verwiesen wird, treten die entsprechenden
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes an ihre Stelle.

(4) Eine vor dem Inkrafttreten dieses Bundesge-
setzes beantragte Exekution bestimmt sich für Lei-
stungen, die nach dem Ersten des auf den Wirk-
samkeitsbeginn dieses Bundesgesetzes folgenden
Monates zu entrichten sind, nach diesem Bundes-
gesetz. Auf Antrag des betreibenden Gläubigers,
des Verpflichteten oder des Drittschuldners hat das
Exekutionsgericht die Exekutionsbewilligung ent-
sprechend zu ändern. Der Drittschuldner kann
nach dem Inhalt der früheren Exekutionsbewilli-
gung mit befreiender Wirkung leisten, bis ihm der
abändernde Beschluß des Exekutionsgerichtes
zugestellt wird.

(5) Abs. 4 ist auch bei jeder künftigen Änderung
dieses Bundesgesetzes sinngemäß anzuwenden.

Vollziehungsklausel

§ 13. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Justiz, hinsichtlich des
§ 11 a im Einvernehmen mit dem Bundesminister
für Finanzen und mit dem Bundesminister für
soziale Verwaltung, betraut.

(BGBl. Nr. 664/1983, Art. III)

4 5 1 . Kundmachung des Bundeskanzlers und
des Bundesministers für Justiz vom 22. Okto-
ber 1985, mit der das Unterhaltsvorschußge-

setz wiederverlautbart wird

Artikel I

Auf Grund des Art. 49 a B-VG wird in der
Anlage das Unterhaltsvorschußgesetz, BGBl.
Nr. 250/1976, wiederverlautbart.

Artikel II

Bei der Wiederverlautbarung werden die Ände-
rungen und Ergänzungen berücksichtigt, die sich
aus folgenden Rechtsvorschriften ergeben:

1. Bundesgesetz vom 30. Juni 1977, BGBl.
Nr. 403, über die Neuordnung des Kind-
schaftsrechts, Art. XI;

2. Bundesgesetz vom 18. Juni 1980, BGBl.
Nr. 278, mit dem das Unterhaltsvorschußge-
setz und das Rechtspflegergesetz geändert
werden, Art. I;

3. Bundesgesetz vom 14. Dezember 1983, BGBl.
Nr. 617, mit dem das Bundesministerienge-
setz 1973 geändert wird sowie damit zusam-
menhängende Bestimmungen über den Wir-
kungsbereich des Bundesministeriums für
Familie, Jugend und Konsumentenschutz
erlassen werden, Art. III.

Artikel III

Der gegenstandslos gewordene § 35 samt Über-
schrift wird als nicht mehr geltend festgestellt.

Artikel IV

Das Lohnpfändungsgesetz wird durchgehend als
„Lohnpfändungsgesetz 1985" zitiert.

Artikel V

In folgenden Bestimmungen werden verschie-
dene überholte terminologische Wendungen und
sonstige Unstimmigkeiten richtiggestellt:

§§ 3 Z 2, 6 Abs. 2 Z 2, 19 Abs. 3, 20 Abs. 2, 28
Abs. 4 und 32 (Beistrichsetzung).

Artikel VI

Das Unterhaltsvorschußgesetz wird mit dem
Titel „Bundesgesetz über die Gewährung von Vor-
schüssen auf den Unterhalt von Kindern (Unter-
haltsvorschußgesetz 1985 — UVG)" wiederver-
lautbart.

Sinowatz Ofner

Anlage

Bundesgesetz über die Gewährung von Vor-
schüssen auf den Unterhalt von Kindern

(Unterhaltsvorschußgesetz 1985 — UVG)

Anwendungsbereich

§ 1. Der Bund hat auf den gesetzlichen Unterhalt
minderjähriger Kinder nach diesem Bundesgesetz
Vorschüsse zu gewähren.

Voraussetzungen

§ 2. (1) Anspruch auf Vorschüsse haben minder-
jährige Kinder, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt
im Inland haben und entweder österreichische
Staatsbürger oder staatenlos sind. Hat derjenige,
mit dem das Kind im gemeinsamen Haushalt lebt,
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in Erfüllung seiner Dienstpflicht gegenüber einer
inländischen öffentlich-rechtlichen Körperschaft
seinen Aufenthalt im Ausland, so ist für die Vollzie-
hung dieses Bundesgesetzes anzunehmen, daß das
Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Sprengel
seines Vormundschafts- oder Pflegschaftsgerichts
hat. (BGBl. Nr. 278/1980, Art. I Z 1)

(2) Ein Anspruch auf Vorschüsse besteht nicht,
wenn das Kind

1. mit dem Unterhaltsschuldner im gemeinsa-
men Haushalt lebt oder

2. auf Grund einer Maßnahme der Jugendwohl-
fahrtspflege oder der Sozialhilfe in einem
Heim oder bei Pflegeeltern untergebracht ist.

§ 3. Vorschüsse sind zu gewähren, wenn
1. für den gesetzlichen Unterhaltsanspruch ein

im Inland vollstreckbarer Exekutionstitel
besteht und

2. eine wegen der laufenden Unterhaltsbeiträge
geführte Exekution nach § 6 Abs. 3 des Lohn-
pfändungsgesetzes 1985 oder, sofern der
Unterhaltsschuldner offenbar nicht Bezieher
eines Arbeitseinkommens im Sinn des Lohn-
pfändungsgesetzes 1985 ist, eine Exekution
nach § 372 EO auch nur einen in den letzten
sechs Monaten vor Stellung des Antrags auf
Vorschußgewährung fällig gewordenen
Unterhaltsbeitrag nicht voll gedeckt hat;
dabei sind hereingebrachte Unterhaltsrück-
stände auf den laufenden Unterhalt anzurech-
nen. (BGBL Nr. 278/1980, Art. I Z 2)

§ 4. Vorschüsse sind auch zu gewähren, wenn
1. zwar die Voraussetzungen des § 3 Z 1 gege-

ben sind, aber die Führung einer Exekution
nach § 3 Z 2 aussichtslos scheint, besonders
weil im Inland ein Drittschuldner oder ein
Vermögen, dessen Verwertung einen die lau-
fenden Unterhaltsbeiträge deckenden Ertrag
erwarten läßt, nicht bekannt ist;

2. die Festsetzung des Unterhaltsbeitrags über-
haupt oder, falls der Exekutionstitel im Sinn
des § 3 Z l, gerechnet vom Zeitpunkt der
Erlassung, älter als drei Jahre ist, die Erhö-
hung des Unterhaltsbeitrags aus Gründen auf
Seite des Unterhaltsschuldners nicht gelingt,
außer dieser ist nach seinen Kräften offenbar
zu einer Unterhaltsleistung beziehungsweise
einer höheren Unterhaltsleistung nicht
imstande;

3. dem Unterhaltsschuldner auf Grund einer
Anordnung in einem strafgerichtlichen Ver-
fahren länger als einen Monat im Inland die
Freiheit entzogen wird und er deshalb seine
Unterhaltspflicht nicht erfüllen kann;

4. die Vaterschaft zu einem unehelichen Kind in
erster Instanz festgestellt und einem mit der
Klage auf Feststellung der Vaterschaft ver-
bundenen Unterhaltsbegehren entweder,
zumindest mit einem Teilbetrag, in erster
Instanz stattgegeben oder hierüber für den

Fall der rechtskräftigen Feststellung der
Vaterschaft ein gerichtlicher Vergleich
geschlossen worden ist.

(BGBL Nr. 278/1980, Art. I Z 3)

Höhe

§ 5. (1) Die Vorschüsse sind, sofern im folgenden
nicht anderes bestimmt ist, jeweils in der beantrag-
ten Höhe bis zu dem im Exekutionstitel festgesetz-
ten Unterhaltsbeitrag zu gewähren. Im Fall der
Vorschußgewährung nach § 4 Z 4 gilt als Exeku-
tionstitel das Urteil des Erstgerichts auf Leistung
des Unterhaltsbeitrags oder der darüber geschlos-
sene gerichtliche Vergleich.

(2) Ein Fremdwährungsbetrag ist auf
Inlandswährung, aufgerundet auf volle Schillingbe-
träge, umzurechnen; maßgebend ist der Geldkurs
an dem der Bewilligung vorangegangenen Werk-
tag.

(3) Lautet der Exekutionstitel auf den Bruchteil
der Bezüge des Unterhaltsschuldners aus einem
Dienst- oder Arbeitsverhältnis, so hat das Gericht,
gegebenenfalls auf Grund der Akten über die vor-
angegangene Exekution auf das Arbeitseinkom-
men, festzustellen, welcher Geldbetrag der Gewäh-
rung von Vorschüssen zugrunde zu legen ist.

(BGBL Nr. 278/1980, Art. I Z 4)

§ 6. (1) Die Vorschüsse dürfen monatlich den
Richtsatz für pensionsberechtigte Halbwaisen nach
§ 293 Abs. 1 Buchstabe c bb erster Fall ASVG, ver-
vielfacht mit dem jeweiligen Anpassungsfaktor
(§ 108 f ASVG), nicht übersteigen.

(2) In den Fällen des § 4 Z 2 und 3 sind, vorbe-
haltlich des § 7, einem Kind monatlich

1. bis zum Ende des vor Vollendung des
6. Lebensjahrs liegenden Monats ein Viertel,

2. ab diesem Zeitpunkt bis zum Ende des vor
Vollendung des 14. Lebensjahrs liegenden
Monats die Hälfte und

3. ab diesem Zeitpunkt drei Viertel des im Abs. 1
festgesetzten Höchstbetrags, jeweils aufge-
rundet auf volle Schillingbeträge, zu gewäh-
ren.

(BGBL Nr. 278/1980, Art. I Z 5)

Versagen der Vorschüsse

§ 7. (1) Das Gericht hat die Vorschüsse ganz
oder teilweise zu versagen, soweit

1. in den Fällen der §§ 3, 4 Z 1 und 4 begründete
Bedenken bestehen, daß die im Exekutionsti-
tel festgesetzte Unterhaltspflicht (noch)
besteht oder, der gesetzlichen Unterhalts-
pflicht nicht entsprechend, zu hoch festgesetzt
ist;

2. in den Fällen des § 4 Z 2 und 3 das Kind
eigene Einkünfte hat oder unter Berücksichti-
gung seiner Lebensverhältnisse selbsterhal-
tungsfähig ist.
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(2) Werden einem Kind Vorschüsse nach den
§§ 3 oder 4 Z 1, 2 oder 4 gewährt und wird dem
Unterhaltsschuldner die Freiheit im Sinn des § 4
Z 3 entzogen, so ist dies kein Grund, die bisher
gewährten Vorschüsse zu versagen; wird dem
Unterhaltsschuldner aber für länger als sechs
Monate die Freiheit entzogen, so sind nach Ablauf
dieser Zeit von Amts wegen anstelle der bisher
gewährten Vorschüsse solche nach § 4 Z 3 zu
gewähren, soweit ein entsprechender Antrag nicht
bereits früher gestellt worden ist.

(3) Vorschüsse dürfen nicht deshalb versagt wer-
den, weil die Unterhaltspflicht eines sonst Unter-
haltspflichtigen besteht.

(BGBl. Nr. 278/1980, Art. I Z 6)

Beginn und Dauer

§ 8. Die Vorschüsse sind vom Beginn des
Monats, in dem das Kind dies beantragt, für die
Dauer des voraussichtlichen Vorliegens der Vor-
aussetzungen, jedoch jeweils längstens für drei
Jahre zu gewähren. Vorschüsse nach § 4 Z 4 dürfen
einem Kind nur bis zur rechtskräftigen Beendigung
des Vaterschaftsfeststellungsverfahrens gewährt
werden.

(BGBl. Nr. 278/1980, Art. I Z 7)

Vertretung

§ 9. (1) Wer zur Durchsetzung der Unterhaltsan-
sprüche des Kindes berufen ist, hat dieses auch bei
Stellung des Antrags auf Gewährung von Vor-
schüssen auf den gesetzlichen Unterhalt und in
dem gerichtlichen Verfahren darüber zu vertreten.

(2) Soweit die Bezirksverwaltungsbehörde das
Kind nicht ohnedies als Amtsvormund (§ 16 JWG)
oder als besonderer Sachwalter (§ 22 JWG, § 198
Abs. 3 ABGB) vertritt, wird sie mit der Zustellung
des Beschlusses, mit dem Vorschüsse gewährt wer-
den, an sie von Gesetzes wegen besonderer Sach-
walter des Kindes zur Durchsetzung der Unter-
haltsansprüche.

(3) Die Einstellung der Vorschüsse ist kein
Grund zur Beendigung der Sachwalterschaft nach
Abs. 2. Im Fall der Vorschußgewährung bloß nach
§ 4 Z 2 oder 3 ist die Bezirksverwaltungsbehörde
als besonderer Sachwalter zu entheben, wenn sie
zur Durchsetzung des Unterhaltsanspruchs des
Kindes nach der Lage des Falles nichts beizutragen
vermag. (BGBl. Nr. 278/1980, Art. I Z 8)

Zuständigkeit

§ 10. Über die Gewährung von Vorschüssen hat
das Vormundschafts- oder Pflegschaftsgericht im
Verfahren außer Streitsachen zu entscheiden.

Antrag

§ 11. (1) Die Vorschüsse sind nur auf Antrag zu
gewähren.

(2) Soweit der Antragsteller die Voraussetzun-
gen der Gewährung von Vorschüssen nicht auf
Grund der Vormundschafts- oder Pflegschaftsak-
ten, durch Urkunden oder sonst auf einfache Weise
nachweisen kann, sind diese Voraussetzungen
durch eine der Wahrheit entsprechende Erklärung
des Vertreters glaubhaft zu machen; der Vertreter
ist auf die strafrechtlichen Folgen einer wahrheits-
widrigen Erklärung hinzuweisen.

§ 12. Der Unterhaltsschuldner ist nur zu hören,
wenn dadurch Zweifel über das Vorliegen der Vor-
aussetzungen geklärt werden können und das Ver-
fahren nicht verzögert wird.

Bewilligung

§ 13. (1) In dem Beschluß, mit dem die Vor-
schüsse bewilligt werden, ist

1. die Höhe des monatlichen Vorschusses und
der Zeitraum zu bestimmen, für den die Vor-
schüsse gewährt werden,

2. der Zahlungsempfänger zu bezeichnen,
3. die Auszahlung der Vorschüsse durch den

Präsidenten des Oberlandesgerichts zu verfü-
gen,

4. dem Unterhaltsschuldner aufzutragen, die der
gesetzlichen Regelung der Rückzahlung der
Vorschüsse entsprechenden Zahlungen zu lei-
sten, (BGBl. Nr. 278/1980, Art. I Z 9)

5. der Bezirksverwaltungsbehörde als gesetzli-
chem Vertreter des Kindes, ausgenommen in
den Fällen der Vorschußgewährung nach § 4
Z 2 oder 3, aufzutragen, die bevorschußten
Unterhaltsbeiträge einzutreiben und, soweit
eingebracht, monatlich dem Präsidenten des
Oberlandesgerichts zu überweisen, (BGBl.
Nr. 278/1980, Art. I Z 9)

6. dem Unterhaltsschuldner die Zahlung der
Pauschalgebühr nach § 24 binnen 14 Tagen
aufzutragen.

(2) Außerdem ist in dem Beschluß auf die Mittei-
lungspflicht nach § 21 und die Ersatzpflicht nach
§ 22 hinzuweisen.

§ 14. Der Beschluß, mit dem die Vorschüsse
bewilligt werden, ist dem Kind (§ 9 Abs. 1), der
Bezirksverwaltungsbehörde, soweit sie das Kind
nicht ohnedies vertritt, dem Unterhaltsschuldner,
dem Präsidenten des Oberlandesgerichts und dem
Zahlungsempfänger zuzustellen.

(BGBl. Nr. 278/1980, Art. I Z 10)

Rechtsmittel

§ 15. (1) Beschlüsse im Verfahren über die
Gewährung von Vorschüssen können von den
Beteiligten nur mit Rekurs angefochten werden.
Der Bund übt sein Rekursrecht durch den Präsi-
denten des Oberlandesgerichts aus.

(2) Der Rekurs kann nicht auf Umstände
gestützt werden, die den Grund oder die Höhe des
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Unterhaltsanspruchs des Kindes betreffen, es sei
denn, daß solche Umstände Tatbestandsmerkmale
des § 4 Z 2 oder 3 oder des § 7 Abs. 1 sind.

(3) Der Rekurs an den Obersten Gerichtshof ist
unzulässig.

(BGBl. Nr. 278/1980, Art. I Z ll)

Vollzug

§ 16. (1) Der Beschluß, mit dem das Gericht die
Vorschüsse bewilligt, ist sogleich zu vollziehen.

(2) Wird gegen den Bewilligungsbeschluß
Rekurs erhoben, so hat das Erstgericht oder das
Rekursgericht, soweit es die vorgetragenen Ein-
wendungen für beachtlich hält, unverzüglich anzu-
ordnen, daß mit dem Vollzug bis zum Eintritt der
Rechtskraft des Beschlusses innegehalten wird.
Gegen diese Anordnung ist ein Rechtsmittel unzu-
lässig.

(3) Das die Innehaltung anordnende Gericht hat
hievon umgehend den Präsidenten des Oberlandes-
gerichts zu verständigen. Gleiches gilt, wenn das
Rekursgericht den Antrag auf Vorschußgewährung
abweist.

(BGBl. Nr. 278/1980, Art. I Z 12)

§ 17. (1) Der Präsident des Oberlandesgerichts
hat auf Grund des Bewilligungsbeschlusses die Vor-
schüsse jeweils am Ersten eines jeden Monats im
voraus auszuzahlen. (BGBl. Nr. 278/1980, Art. I
Z 13)

(2) Die Vorschüsse sind demjenigen auszuzah-
len, der das Kind pflegt und erzieht, sofern der
gesetzliche Vertreter zum Wohl des Kindes nicht
anderes beantragt.

Weitergewährung der Vorschüsse

§ 18. (1) Das Gericht hat die Vorschüsse für
längstens jeweils drei weitere Jahre zu gewähren,
wenn

1. dies das Kind spätestens innerhalb von drei
Monaten nach Ablauf des Monats, für den
der letzte Vorschuß gezahlt wird, beantragt
und

2. keine Bedenken dagegen bestehen, daß die
Voraussetzungen der Gewährung der Vor-
schüsse, ausgenommen die des § 3 Z 2, weiter
gegeben sind.

(2) Die Weitergewährung der Vorschüsse ist zu
versagen, wenn es wahrscheinlich ist, daß die lau-
fenden Unterhaltsbeiträge künftig im Weg freiwilli-
ger Zahlungen oder der Exekution vom Unterhalts-
schuldner voll eingehen werden.

Änderung der Vorschüsse

§ 19. (1) Wird der Unterhaltsbeitrag herabge-
setzt oder tritt ein Fall des § 7 Abs. 1 ein, ohne daß
es zur gänzlichen Versagung der Vorschüsse käme,

so hat das Gericht auf Antrag oder von Amts
wegen die Vorschüsse entsprechend herabzusetzen.
Die Herabsetzung ist, gegebenenfalls rückwirkend,
mit dem auf den Eintritt des Herabsetzungsgrundes
folgenden Monatsersten anzuordnen; zugleich hat
das Gericht unter Berücksichtigung der Bedürfnisse
des Kindes die Einbehaltung zu Unrecht ausgezahl-
ter Beträge, soweit notwendig in Teilbeträgen, von
künftig fällig werdenden Vorschüssen anzuordnen.

(2) Wird der Unterhaltsbeitrag erhöht, so hat das
Gericht von Amts wegen oder auf Antrag die Vor-
schüsse bis zum Ende des im zuletzt gefaßten
Beschluß über die Gewährung oder Weitergewäh-
rung bestimmten Zeitraums zu erhöhen; die Erhö-
hung ist mit dem auf das Wirksamwerden der
Unterhaltserhöhung folgenden Monatsersten, fällt
die Erhöhung auf einen Monatsersten, mit diesem
anzuordnen.

(3) Für die Innehaltung gilt § 16 sinngemäß.

(BGBl. Nr. 278/1980, Art. I Z 14)

Einstellung der Vorschüsse

§ 20. (1) Die Vorschüsse sind einzustellen
1. auf Antrag des Kindes (§ 9 Abs. 1),
2. auf Antrag des Unterhaltsschuldners, wenn er

nachweist, daß er alle fälligen Unterhaltsbei-
träge gezahlt und den Unterhaltsbeitrag für
die kommenden zwei Monate entweder
gleichfalls gezahlt oder zugunsten des Kindes
gerichtlich erlegt hat (§ 1425 ABGB),

3. auf Antrag eines sonst Unterhaltspflichtigen,
wenn er nachweist, daß er die Unterhaltsbei-
träge des Unterhaltsschuldners regelmäßig
voll leistet, oder

4. auf Antrag oder von Amts wegen, wenn
a) eine der Voraussetzungen der Gewährung

der Vorschüsse, ausgenommen die des § 3
Z 2, wegfällt oder

b) nach § 7 Abs. 1 die Vorschüsse zur Gänze
zu versagen sind.

(2) Die Einstellung ist, gegebenenfalls rückwir-
kend, mit Ablauf des Monats anzuordnen, in dem
der Einstellungsgrund eingetreten ist. Für die Inne-
haltung gilt § 16 sinngemäß. (BGBl. Nr. 278/1980,
Art. I Z l5)

Mitteilungspflicht

§ 21. Der gesetzliche Vertreter des Kindes, der
Unterhaltsschuldner und derjenige, der das Kind
pflegt und erzieht, haben dem Gericht unverzüglich
den Eintritt jedes Grundes für die Herabsetzung
oder Einstellung der Vorschüsse mitzuteilen.

Ersatz zu Unrecht gewährter Vorschüsse

§ 22. (1) Vorschüsse, die auf Grund eines im
Rechtsmittelverfahren geänderten oder aufgehobe-
nen Beschlusses oder entgegen einer Herabsetzung
oder Einstellung der Vorschüsse zu Unrecht
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gezahlt worden sind, hat das Kind zurückzuzahlen,
soweit sie nicht nach § 19 Abs. 1 letzter Halbsatz
einbehalten oder für den Unterhalt des Kindes ver-
braucht worden sind. Soweit die zu Unrecht
gewährten Vorschüsse vom Kind nicht hereinge-
bracht werden können, haften der gesetzliche Ver-
treter des Kindes und diejenige Person, in deren
Pflege und Erziehung sich das Kind befindet, zur
ungeteilten Hand, hilfsweise der Unterhaltsschuld-
ner, jedoch nur derjenige, der die Gewährung der
Vorschüsse durch unrichtige Angaben in der Erklä-
rung (§ 11 Abs. 2) oder durch Verletzung der Mit-
teilungspflicht (§21) vorsätzlich oder grob fahrläs-
sig veranlaßt hat.

(2) Die Ersatzpflicht besteht insoweit nicht, als
dadurch der laufende Unterhalt des Kindes gefähr-
det wird.

(3) Die Ersatzpflicht erlischt drei Jahre nach
Auszahlung der Vorschüsse.

§ 23. Werden die Unterhaltsvorschüsse herabge-
setzt oder eingestellt, keine Beträge nach § 19
Abs. 1 letzter Halbsatz einbehalten und ergibt sich
aus der Aktenlage, daß ein Anspruch auf Ersatz zu
Unrecht gewährter Vorschüsse nicht besteht, so ist
dies von Amts wegen im Beschluß über die Herab-
setzung oder Einstellung der Vorschüsse auszu-
sprechen. Sonst hat, unabhängig vom Alter des
Kindes, das Vormundschafts- oder Pflegschaftsge-
richt über den Ersatz zu Unrecht gewährter Vor-
schüsse auf Antrag des Päsidenten des Oberlandes-
gerichts im Verfahren außer Streitsachen zu ent-
scheiden.

(BGBl. Nr. 278/1980, Art. I Z 16)

Gebühren

§ 24. Für das Verfahren über die Gewährung,
Weitergewährung oder Erhöhung von Vorschüssen
hat der Unterhaltsschuldner eine Pauschalgebühr in
der Höhe der Hälfte des rechtskräftig gewährten
(weitergewährten) monatlichen Vorschußbetrags
zu entrichten; im Fall der rechtskräftigen Erhö-
hung der Vorschüsse beträgt die Pauschalgebühr
die Hälfte des monatlichen Erhöhungsbetrags. Im
übrigen sind die Beteiligten des Verfahrens auf
Gewährung, Weitergewährung, Änderung oder
Einstellung von Vorschüssen von der Pflicht zur
Entrichtung von Gebühren und Kosten befreit.

(BGBl. Nr. 278/1980, Art. I Z 16)

Unübertragbarkeit

§ 25. Ansprüche auf Vorschüsse nach diesem
Bundesgesetz können durch Pfändung, Verpfän-
dung oder Abtretung nicht übertragen werden.

Rückzahlung der Vorschüsse

§ 26. (1) Vorschüsse nach den §§ 3 und 4 Z 1
und 4 hat das Kind insoweit zurückzuzahlen, als

diese Beträge vom Unterhaltsschuldner hereinge-
bracht werden.

(2) Der Unterhaltsschuldner hat ab Zustellung
des Beschlusses an ihn die Unterhaltsbeiträge an die
Bezirksverwaltungsbehörde zu zahlen.

(3) Die Pflicht des Unterhaltsschuldners zur Lei-
stung der Unterhaltsbeiträge verjährt insoweit
nicht, als auf sie Vorschüsse gewährt worden sind.

(BGBl. Nr. 278/1980, Art. I Z 17)

§ 27. (1) Aus den hereingebrachten Unterhalts-
beiträgen hat die Bezirksverwaltungsbehörde
zunächst die Forderung des Kindes auf laufende
Unterhaltsbeiträge, soweit auf sie keine Vorschüsse
gewährt werden, dann die Forderung des Kindes
auf die innerhalb von sechs Monaten vor der Stel-
lung des Antrags auf Vorschußgewährung fällig
gewordenen Unterhaltsbeiträge, weiter die Forde-
rung des Bundes auf Rückzahlung der Vorschüsse
und schließlich die Forderung des Kindes auf son-
stige rückständige Unterhaltsbeiträge zu befriedi-
gen.

(2) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat die von
ihr hereingebrachten Unterhaltsbeiträge, soweit aus
ihnen die Forderung des Bundes auf Rückzahlung
der Vorschüsse zu befriedigen ist, monatlich dem
Präsidenten des Oberlandesgerichts samt einer den
Unterhaltsschuldner betreffenden Aufstellung zu
überweisen. Sind die gewährten Vorschüsse zur
Gänze zurückgezahlt oder ist die gesetzliche Ver-
tretung der Bezirksverwaltungsbehörde beendet, so
hat diese eine Schlußabrechnung zu verfassen und
dem Präsidenten des Oberlandesgerichts zu über-
senden.

(3) Nimmt der Präsident des Oberlandesgerichts
wahr, daß die Bezirksverwaltungsbehörde ihre
Pflicht zur Einbringung der bevorschußten Unter-
haltsbeiträge ungenügend erfüllt, so hat er das Vor-
mundschafts- öder Pflegschaftsgericht zu benach-
richtigen.

(BGBl. Nr. 278/1980, Art. I Z 17)

§ 28. (1) Vorschüsse nach § 4 Z 2 hat der Unter-
haltsschuldner unmittelbar dem Bund zu Handen
des Präsidenten des Oberlandesgerichts zurückzu-
zahlen, soweit er nicht nachweist, daß er nach sei-
nen Lebensverhältnissen außerstande gewesen ist,
dem Kind Unterhaltsbeiträge bis zur Höhe der
jeweils gewährten Vorschüsse zu leisten.

(2) Der Beschluß über die Gewährung der Vor-
schüsse nach § 4 Z 2 gilt als Exekutionstitel; die
Höhe des zu vollstreckenden Anspruchs hat das die
Exekution bewilligende Gericht auf Grund einer
Erklärung des Präsidenten des Oberlandesgerichts
festzusetzen. Ein für den Zeitraum der Vorschuß-
gewährung allenfalls bestehender Exekutionstitel
auf Leistung des Unterhalts erlischt insoweit.
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(3) Einwendungen gegen die Rückzahlungs-
pflicht hat der Unterhaltsschuldner, unabhängig
vom Alter des Kindes, ausschließlich beim Vor-
mundschafts- oder Pflegschaftsgericht geltend zu
machen. Dieses entscheidet im Verfahren außer
Streitsachen.

(4) Die Geltendmachung von Einwendungen gilt
als Grund für die Aufschiebung einer Exekution im
Sinn des § 42 EO; § 44 Abs. 1 und 2 EO ist nicht
anzuwenden. Soweit den Einwendungen rechts-
kräftig stattgegeben wird, ist die Exekution einzu-
stellen.

(BGBl. Nr. 278/1980, Art. I Z 17)

§ 29. (1) Vorschüsse nach § 4 Z 3 hat der Unter-
haltsschuldner unmittelbar dem Bund zu Handen
des Präsidenten des Oberlandesgerichts zurückzu-
zahlen, soweit dies nach den Einkommens- und
Vermögensverhältnissen des Unterhaltsschuldners
unter Berücksichtigung seiner Sorgepflichten und
unter Beachtung der Zwecke des Strafvollzugs
(§ 20 Abs. 1 StVG) aus Gründen der Billigkeit
geboten scheint und seine wirtschaftliche Fähigkeit
zur Schadensgutmachung nicht beeinträchtigt.

(2) Über die Pflicht zur Rückzahlung entschei-
det, unabhängig vom Alter des Kindes, das Vor-
mundschafts- oder Pflegschaftsgericht auf Antrag
des Präsidenten des Oberlandesgerichts im Verfah-
ren außer Streitsachen.

(BGBl. Nr. 278/1980, Art. I Z 17)

Übergang der Unterhaltsforderungen auf den
Bund

§ 30. Mit Beendigung der gesetzlichen Vertre-
tung der Bezirksverwaltungsbehörde gehen die
noch nicht eingebrachten Unterhaltsforderungen
des Kindes von Gesetzes wegen für die Zeit, für die
die Vorschüsse bewilligt worden sind, und im Aus-
maß der noch nicht zurückgezahlten Vorschüsse
auf den Bund über; die Unterhaltsbeiträge sind bis
zur Höhe der gewährten Vorschüsse an den Präsi-
denten des Oberlandesgerichts zu erbringen; sonst
geleistete Zahlungen befreien nicht von der Schuld.

Eintreibung durch den Bund

§ 31. (1) Soweit der Unterhaltsschuldner keine
schuldbefreienden Zahlungen leistet, hat der Prä-
sident des Oberlandesgerichts die Forderung
zwangsweise hereinzubringen.

(2) Der Bund tritt von Gesetzes wegen mit Been-
digung der gesetzlichen Vertretung durch die
Bezirksverwaltungsbehörde bis zur Höhe der
gewährten Vorschüsse in anhängige Exekutions-,
Konkurs- oder Ausgleichsverfahren gegen den
Unterhaltsschuldner sowie in einen allenfalls
anhängigen Rechtsstreit gegen den Drittschuldner
anstelle des Kindes ein.

(3) Führen sowohl der Bund als auch das Kind,
dieses wegen einer nicht auf den Bund übergegan-
genen Unterhaltsforderung, auf denselben Gegen-
stand Exekution, so gilt für die Befriedigung ihrer
Forderungen die Rangordnung des § 27 Abs. 1.

(4) Der Präsident des Oberlandesgerichts kann
die Finanzprokuratur ersuchen, den Bund in
gerichtlichen Verfahren zu vertreten.

(BGBl. Nr. 278/1980, Art. I Z l8)

§ 31 a. Mit dem Tod des Unterhaltsschuldners
geht dessen Pflicht zur Leistung der Unterhaltsbei-
träge, auf die Vorschüsse gewährt worden sind,
sowie zur Rückzahlung der Vorschüsse an den
Bund bis zum Wert der Verlassenschaft auf die
Erben über. Diese Pflicht steht jedoch der zur Lei-
stung des Unterhalts nach § 142 ABGB im Rang
nach.

(BGBl. Nr. 278/1980, Art. I Z 19)

§ 32. Die Träger der Sozialversicherung und die
Arbeitgeber des Unterhaltsschuldners haben dem
Präsidenten des Oberlandesgerichts, gegebenenfalls
der Finanzprokuratur, bei der Einbringung der
Unterhaltsforderungen in der im § 3 Abs. 5 und 6
JWG bezeichneten Weise Hilfe zu leisten.

§ 33. (1) Beeinträchtigt die Durchsetzung des
Anspruchs des Bundes an den Unterhaltsschuldner
dessen wirtschaftliche Fähigkeit, die Unterhaltsbei-
träge an den Bund oder künftig unmittelbar an das
Kind zu leisten, so kann mit dem Unterhaltsschuld-
ner die Erfüllung seiner Zahlungspflicht in Teilbe-
trägen unter Vorbehalt des Rechtes vereinbart wer-
den, im Fall des Ausbleibens einer Teilzahlung die
sofortige Entrichtung aller noch aushaftenden Teil-
zahlungen zu fordern (Terminsverlust). Reicht dies
nicht aus, so kann die Erfüllung der auf den Bund
übergegangenen Unterhaltsforderungen längstens
bis zu fünf Jahren gestundet werden. Als letztes
Mittel der Abhilfe kann im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Familie, Jugend und Konsu-
mentenschutz sowie mit Zustimmung des Bundes-
ministers für Finanzen auf die Forderung ganz
oder teilweise verzichtet werden. (BGBl.
Nr. 278/1980, Art. I Z 20; BGBl. Nr. 617/1983,
Art. III Z 1)

(2) Der Unterhaltsschuldner hat keinen Rechts-
anspruch auf Zahlungserleichterungen nach Abs. 1.

Örtliche Zuständigkeit des Oberlandesgerichts

§ 34. Als das in diesem Bundesgesetz genannte
Oberlandesgericht ist dasjenige zuständig, in des-
sen Sprengel das Vormundschafts- oder Pfleg-
schaftsgericht liegt.

§ 35. (Entfällt samt Überschrift; Art. III der
Kundmachung)
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Vollziehung

§ 36. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Justiz betraut; er hat bei
der Vollziehung des § 17 Abs. 1 und des § 33 im
Zusammenwirken mit dem Bundesminister für
Familie, Jugend und Konsumentenschutz und mit
dem Bundesminister für Finanzen vorzugehen.

(BGBl. Nr. 617/1983, Art. III Z 2)

4 5 2 . Kundmachung des Bundeskanzlers und
des Bundesministers für Justiz vom 22. Okto-
ber 1985, mit der das Unterhaltsschutzgesetz

1960 wiederverlautbart wird

Artikel I

Auf Grund des Art. 49 a B-VG wird in der
Anlage das Unterhaltsschutzgesetz 1960, BGBl.
Nr. 59, wiederverlautbart.

Artikel II

Bei der Wiederverlautbarung wird die Aufhe-
bung der §§ 1 bis 3 und 6 Abs. 4 durch Art. XI
Abs. 2 Z 33 des Strafrechtsanpassungsgesetzes,
BGBl. Nr. 422/1974, berücksichtigt.

Artikel III

(1) Der gegenstandslos gewordene § 6 Abs. 1 bis
3 wird als nicht mehr geltend festgestellt.

(2) Im § 6 Abs. 5 werden im Hinblick auf die
Art. II und III Abs. 1 dieser Kundmachung nur
mehr die zivilrechtlichen Bestimmungen des darin
genannten Bundesgesetzes angeführt.

Artikel IV

(1) Im Hinblick auf Art. III Abs. 1 dieser Kund-
machung

1. entfallen in der Überschrift vor § 6 die Worte
„Übergangs- und", sowie

2. wird im § 6 Abs. 5 das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 69/1925 mit seinem vollen Titel ange-
führt.

(2) In § 7 wird „Bundesministerium" durch
„Bundesminister" ersetzt.

Artikel V

(1) Die Schreibweise der Überschriften wird der
heute üblichen Schreibweise angepaßt.

(2) Der überholte Gebrauch des Dativ-„e" wird
dem heute üblichen Gebrauch angepaßt.

Artikel VI

Im wiederverlautbarten Text werden die bisheri-
gen Gliederungsbezeichnungen wie folgt geändert:

§§ 1 bis 3 entfallen
§4 §1
§5 §2
§ 6 (1) bis (4) entfallen
§ 6 (5) § 3
§7 §4

Artikel VII

Das Unterhaltsschutzgesetz 1960 wird mit dem
Titel „Bundesgesetz über den Schutz des gesetzli-
chen Anspruches auf Unterhalt (Unterhaltsschutz-
gesetz 1985)" wiederverlautbart.

Sinowatz Ofner

Anlage

Bundesgesetz über den Schutz des gesetzlichen
Anspruches auf Unterhalt (Unterhaltsschutz-

gesetz 1985)

Haftung für fremde Unterhaltsschulden

§ 1. Geht jemand, der gesetzlich zur Leistung
von Unterhalt verpflichtet ist, keinem Erwerb nach,
der ihm die Erfüllung dieser Pflicht ermöglichen
würde, und gewährt ihm ein Dritter in Kenntnis
dieser Pflicht Unterhalt, ohne seinerseits hiezu
gesetzlich verpflichtet zu sein, so haftet der Dritte
dem Unterhaltsberechtigten als Bürge und Zahler
für die Unterhaltsschulden, die auf die Zeit der
Unterhaltsgewährung entfallen.

Pfändung des Lohnanspruches gegen Angehörige

§ 2. Leistet jemand, der gesetzlich zum Unterhalt
einer Person verpflichtet und erwerbsfähig ist, im
Haushalt oder im selbständigen Betrieb seiner
Eltern, Kinder oder Geschwister, seines Ehegatten
oder einer Person, die mit ihm in außerehelicher
Gemeinschaft lebt, regelmäßige Dienste, so gilt,
wenn nicht ein höheres Entgelt für diese Dienste
vereinbart ist, dem Unterhaltsberechtigten gegen-
über, der die Pfändung des Lohnanspruches des
Unterhaltspflichtigen gegen einen solchen Angehö-
rigen erwirkt, vom Tag der Pfändung an ein der
ortsüblichen Entlohnung entsprechendes Entgelt
als vereinbart; war aber dem Angehörigen der
Bestand der Unterhaltspflicht schon früher
bekannt, so gilt das Entgelt bereits vom Tag der
erlangten Kenntnis an als vereinbart. Der Dritt-
schuldner kann sich weder auf eine Vorauszahlung
des Entgeltes berufen noch gegen den Unterhalts-
pflichtigen bestehende Gegenforderungen aufrech-
nen. Er haftet aber für einen über den vereinbarten
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Lohn hinausgehenden Betrag nur insoweit, als
dadurch nicht seine wirtschaftliche Existenz beein-
trächtigt wird.

Schlußbestimmungen

§ 3. Wo in anderen Bundesgesetzen die §§ 2 oder
3 des Bundesgesetzes vom 4. Februar 1925, BGBl.

Nr. 69, über den Schutz des gesetzlichen Unter-
haltsanspruches angeführt sind, tritt an die Stelle
dieser Anführung die der entsprechenden Bestim-
mung des vorliegenden Bundesgesetzes.

§ 4. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Justiz betraut.


